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Obwohl seit der bis heute grundlegenden Abhandlung „Rund-
funkpolitik im Dritten Reich“ von Ansgar Diller (1980) einige 
Detailstudien erschienen sind, die sich mit Organisation,
Funktion und Programminhalt des Rundfunks während des
Nationalsozialismus beschäftigen, ist ihre Zahl – im Vergleich 
zur Forschung zu anderen Aspekten des NS-Regimes – weiter-
hin eher gering. Das mag unter anderem der unbestimmten
Vorstellung entspringen, dass das Medium Rundfunk zu ver-
gänglich und die Quellenlage dadurch allgemein zu dürftig
sei, um hier Forschung betreiben zu können. Umso erfreulicher
ist die vorliegende Arbeit, die das Gegenteil anschaulich be-
weist. 

In seiner Dissertation, die in der Schriftenreihe der Viertel-
jahrshefte für Zeitgeschichte erschienen ist, unternimmt Max
Bonacker den Versuch, mit der Biografie Hans Fritzsches das 
Lebensbild einer zentralen Gestalt des nationalsozialistischen

Presse- und Rundfunkapparates vorzulegen. In der streng chronologisch aufgebauten Arbeit be-
schreibt er den Aufstieg des nationalkonservativen, aber vor allem karrierebewussten Mannes; zu-
nächst, nach abgebrochenem Studium ab 1923 bei der Telegraphen-Union GmbH des Hugenberg-
Konzerns angestellt, wechselte er 1932 als Chefredakteur zum Drahtlosen Dienst (Dradag, später 
DD), der zentralen, vom Staat kontrollierten Nachrichtenagentur der Rundfunkanstalten in der Wei-
marer Republik. Als diese im Mai 1933 in das neu geschaffene Propagandaministerium eingegliedert 
wurde, trat auch Fritzsche in gleicher Position in den Staatsdienst – und in die NSDAP – ein. Ab 
1938/1939 war er dann als Leiter der täglichen Pressekonferenzen im Zentrum der Presselenkung 
des NS-Staates angelangt – freilich auch mitten in den Konflikten zwischen Reichspropagandaminis-
ter Goebbels und Reichspressechef Dietrich. Nach einem Fronteinsatz 1942, der wohl mit diesen 
Spannungen zusammenhing, wurde er zum Leiter der Rundfunkabteilung im Propagandaministerium 
befördert, wo er zunächst die Lenkung des Wort-, ab 1944 des Gesamtprogramms innehatte. In die-
ser Funktion war er dann – buchstäblich bis zum Erlöschen des nationalsozialistischen Rundfunks – 
für Organisation und Inhalt des Rundfunks verantwortlich.  

Breiter Raum wird in einem eingeschobenen Abschnitt der Rolle Fritzsches als Kommentator ein-
geräumt. Vor allem durch die „Politische Zeitungs- und Rundfunkschau“, in der er zu ausländischen 
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Presse- und Rundfunkbeiträgen gemäß der Richtlinien der NS-Propaganda Stellung bezog, wurde er 
während des Zweiten Weltkriegs zu einer der prominentesten Stimmen des Regimes. Wie der Autor 
vor allem anhand von Stimmungsberichten und Hörerpost belegt, war Fritzsche zunächst durch seine 
scheinbar sachlichen, nur selten überzogenen Texte auch in der eigenen Bevölkerung als „objektive“ 
Informationsquelle anerkannt, doch teilten seine Kommentare nach der Kriegswende bei Stalingrad 
das Schicksal der meisten Rundfunksendungen und wurden selbst innerhalb Deutschlands kaum 
noch als „Wahrheit“ wahrgenommen.  

Anhand mehrerer Themenkomplexe (Großbritannien, Europaperspektiven, Kriegsgegner Sowjet-
union, Antijüdische Propaganda) untersucht Bonacker eine repräsentative Auswahl dieser Kommen-
tare nach Inhalt, Stil und Rhetorik, wobei durchaus ein Bemühen Fritzsches erkennbar wird, an den 
Richtlinien des Propagandaministeriums entlanglavierend eine Aura der Professionalität und Offizi-
ösität zu etablieren. Es war dann auch diese Selbstinszenierung, die Fritzsche die zweifelhafte Ehre 
einbrachte, mangels Auswahl beim Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher als An- 
geklagter das Propagandaministerium mit zu repräsentieren.  

Kurz wird schließlich Fritzsches Schicksal nach dem Krieg dargestellt, von seiner Rolle in den 
Nürnberger Prozessen als (freigesprochenem) Hauptangeklagten und Zeugen und den sich daran an-
schließenden Spruchkammerverfahren über seine publizistischen Rechtfertigungsversuche bis hin zu 
seinen Bemühungen, als Werbefachmann wieder in ein geregeltes Berufsleben zurückzufinden. Sein 
früher Tod 1953 lässt die Frage offen, inwieweit er bei einem längeren Leben zu einem Teil der 
rechten Szene der jungen Bundesrepublik geworden wäre; doch ist die Beobachtung des Autors sicher-
lich richtig, dass Fritzsche, wenn er heute noch leben würde, gewiss in fast jeder Dokumentation  
über die NS-Zeit mitreden würde – so groß war sein Geltungsbewusstsein wie sein Talent, Men-
schen zu verführen.  

Vor allem aufgrund eines weitgehend fehlenden Nachlasses tritt bei alledem die Privatperson 
Hans Fritzsches weit hinter seinem öffentlichen Ich zurück. Hier bleibt nur das Bild eines Presse-
fachmanns und Opportunisten, der zwar dem Regime inhaltlich durchaus nahe stand, den aber vor 
allem auch materielle Anreize zu einem willigen Werkzeug im Propagandaapparat des NS-Regimes 
machte.  

Insgesamt ist Max Bonacker eine facettenreiche und gründliche Arbeit unter Aufarbeitung und 
Einbeziehung zahlreicher Quellen gelungen. Lediglich die vielleicht zu starke Beschränkung auf die 
Einzelbiografie vermag im Nachhinein nicht vollständig zu überzeugen. Zu gesichtslos, zu farblos 
bleibt die Person Fritzsches in dieser Darstellung, zu deutlich wird, dass der „Werbefachmann“, 
wenn auch ohne es selbst im vollen Umfang wahrhaben zu wollen, in seiner Arbeit kaum mehr als 
ein wichtiges Rädchen war. Eigene Gestaltungsmöglichkeiten hatte er kaum, suchte sie auch nicht. 
Das gilt z. B. auch für seine politischen Kommentare. Obwohl sich der Autor hier sehr bemüht, geht 
sein Vergleich der Kommentare Fritzsches mit denen anderer wichtiger Kommentatoren des Re-
gimes in der vorliegenden Arbeit noch nicht tief genug. Eine Darstellung, in der die Kommentare 
Fritzsches auf breiter Ebene mit denen des militärischen Rundfunkkommentators, Generalleutnant 
Dittmar, oder denen von Fritzsches Stellvertreter in der Rundfunkleitung, Karl Scharping, formal 
und inhaltlich verglichen werden, bleibt so ein Desideratum. Doch handelt es sich dabei um einen 
Aspekt, der weit über die Biografie Fritzsches hinausgeht, wie sie hier angestrebt wurde. So bleibt zu 
hoffen, dass der vorliegenden Arbeit weitere Forschungen im Bereich des NS-Rundfunks folgen 
werden.  
 
Redaktionelle Betreuung: Peter Helmberger 
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Mit der Frage, wie es eigentlich zum Vernichtungskrieg deut-
scher Polizei- und Wehrmachtseinheiten in Osteuropa hatte 
kommen können, beschäftigt sich die Historikerzunft seit Ge-
nerationen. In den ersten Nachkriegsjahrzehnten zeichnete
man eher den allgemeinen Rahmen nach, später richtete sich
der Blick stärker auf das „Fußvolk der Endlösung“ (Klaus-
Michael Mallmann) – einerseits auf einfache Polizisten und 
Soldaten bzw. andererseits auf die verantwortlichen Organisa-
tionen (Gestapo und Wehrmacht).  

Der persönliche Beitrag des Führungspersonals von Polizei
und Militär bei der Verfolgung und Ermordung großer Teile
der Bevölkerung in den ehemals besetzten Ländern blieb da-
gegen weitgehend unberücksichtigt, bis Michael Wildt die
„Generation des Unbedingten“ im Reichssicherheitshauptamt 
und an den Erschießungsgruben entdeckte und beschrieb. [1] In 
seiner Habilitationsschrift hat Johannes Hüter nun vergleichend 
die Sozialisation, Motivation und Funktion von 25 Ober-
befehlshabern der Heeresgruppen und Armeen des Ostheeres

im Vernichtungskrieg in der Sowjetunion von Juni 1941 bis Mai 1942 untersucht. 
Das verspricht allein vom Ansatz her spannend zu werden: Ein Drittel des Buches ist dem langen 

Vorlauf des Vernichtungskrieges gewidmet, vom Ende des 19. Jahrhunderts, als die späteren Wehr-
machtsgenerale noch auf Hinterhöfen spielten und Kadettenanstalten besuchten, bis zum deutschen 
Angriff auf die Sowjetunion im Sommer 1941. Die gruppenbiografische Betrachtung zeigt hier 
wichtige Parallelen auf: Der Mitte der bürgerlichen Gesellschaft des Kaiserreiches entstammend, er-
schütterten Erster Weltkrieg und anschließende revolutionäre Wirren das Weltbild der Protagonisten. 
Zugleich wurden sie nachhaltig durch die Gewalt dieses Krieges geprägt, die „noch nicht unbegrenzt, 
aber immer häufiger rücksichtslos“ war, ihre Fortsetzung in Bürgerkriegs- und Grenzschutzkämpfen 
fand und fortan „als das einzige probate Mittel gegen ‚heimtückische‘ Bolschewisten, Slawen und 
Freischärler“ angesehen wurde (197f.). Dem Versailler und Weimarer „System“ standen sie – obwohl 
der Grundstein für ihre Karrieren zumeist in der Reichswehr gelegt wurde – reserviert gegenüber 
und begrüßten die Machtübernahme durch Hitler als autoritären Staatschef, dem sie zwar nicht 

http://www.sehepunkte.de/print/print.php?reviewId=11499#fn1#fn1�
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durchweg blind ergeben waren, dessen innen- und außenpolitische Anfangserfolge sie aber hinter 
ihm vereinten.  

Dass man in Erwartung des „Endsiegs“ auch bereit war, Kriegsverbrechen in Kauf zu nehmen, 
zeigte sich bereits während des deutschen Überfalls auf Polen. Über 50.000 Landesbewohner fielen 
bis Ende 1939 Massenerschießungen zum Opfer. Hürter konstatiert hier „Merkmale einer unseligen 
Verbindung militärischer Nützlichkeitserwägungen und rassenideologischer Kriegsziele“ (194), 
weist aber auch auf die bekannten Proteste gegen Übergriffe paramilitärischer Formationen hin, die 
einzelne Befehlshaber nach Abklingen der Kampfhandlungen an höchster Stelle einreichten. Anzu-
merken wäre hier, dass während des Einmarsches knapp zwei Dritteln der Männer aus dem unter-
suchten „Sample“ Wehrmacht-, Polizei- oder SS-Einheiten unterstellt waren, die Morde an der indi-
genen Bevölkerung verübten.  

So nimmt es nicht wunder, dass auch die am Vorabend des Angriffs auf die Sowjetunion formu-
lierten „verbrecherischen Befehle“, die Zivilbevölkerung und Kriegsgefangene faktisch für vogelfrei 
erklärten, von Hitlers Heerführern nahezu widerspruchslos hingenommen wurden. Sie hatten die natio-
nalsozialistische Hassrhetorik gegen Rotarmisten, Bolschewisten und Juden weitgehend verinnerlicht, 
sahen sich als Herren eines Landes an, das ihnen zugleich fremd und bedrohlich erschien und ver-
schärften ihre Anweisungen an die Truppe mit jedem Tag, den der Sieg weiter auf sich warten ließ. 
Wo Rücksichtnahme auf die Bevölkerung geboten oder die Manneszucht gefährdet schien, griffen 
sie bisweilen korrigierend ein. Insgesamt war ihr Handeln jedoch von einer beispiellosen „teils ideo-
logisch, teils militärisch-pragmatisch motivierten“ Rücksichtslosigkeit geprägt, deren Übergang zu 
den Kriegs- und NS-Verbrechen fließend war (441).  

Hinzu gesellte sich eine fatale Gleichgültigkeit hinsichtlich des Schicksals der sowjetischen Juden. 
Anhand zweier Fallbeispiele zeigt Hürter auf, wie das Verhältnis der örtlichen Wehrmachtsbefehls-
haber zu den in ihrem Raum operierenden Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei zwar von reibungs-
loser Zusammenarbeit bis hin zu straffer Führung an der kurzen Leine variieren konnte. Doch nutz-
ten sie ihre Handlungsspielräume nicht zur Eindämmung des anlaufenden Mordprogramms. In ihren 
Köpfen vermischte sich eine allgemeine Verachtung der orthodoxen Juden Mittel- und Osteuropas 
mit einer radikalen Ablehnung des vermeintlich „jüdischen Bolschewismus“. Ganz gleich, ob ihre Hal-
tung von Nähe zum Nationalsozialismus, Attentismus oder Opposition gekennzeichnet war: Juden-
feindliche Stereotype und ein militärisches Kalkül, in dem Juden als Sicherheitsrisiko angesehen 
wurden, sorgten dafür, dass im Operationsgebiet des Ostheeres etwa eine halbe Million Männer, 
Frauen und Kinder jüdischer Herkunft ermordet werden konnten. Die nach dem Krieg häufig be-
mühte Schutzbehauptung einiger verantwortlicher Kommandeure, nichts von den Liquidierungen der 
Einsatzgruppen gewusst zu haben, verbannt Hürter überzeugend in das Reich der Märchen.  

Hier vollzog sich also der Schulterschluss der konservativen Generalität, die sich bis 1941 weit-
gehend den Intentionen Hitlers angepasst hatte, mit der fanatischen „Generation des Unbedingten“. 
Den Blick darauf gerichtet und zugleich auch für die längerfristigen Entwicklungen geöffnet zu haben 
ist das große Verdienst des Autors: „Der Transformation vom bürgerlichen Rechts- und Normenstaat 
zum totalitären Maßnahmenstaat, der seine schrecklichste Konsequenz in der deutschen Herrschaft 
über Osteuropa und im Holocaust fand, entsprach die Transformation wohl aller Institutionen und 
Eliten des NS-Staates.“ (607) Von dieser Entwicklung war auch die Wehrmachtsführung nicht aus-
genommen.  

Trotz ihres beachtlichen Umfanges mag man die quellengesättigte Monografie beim Lesen kaum 
aus der Hand legen. Es ist dem klaren, zugleich der Sensibilität des Hauptthemas gebührend Respekt 
zollenden Stil Hürters zu danken, dass vereinzelte, dem vergleichenden Aufbau der gruppenbiografi-
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schen Betrachtung geschuldete Redundanzen kaum ins Gewicht fallen. Diese beeindruckende Studie 
ist ganz ohne Zweifel bereits jetzt ein Standardwerk.  
 
Anmerkung:  
[1] Michael Wildt: Generation des Unbedingten. Das Führungskorps des Reichssicherheitshaupt-

amtes, Hamburg 2002.  
 
Redaktionelle Betreuung: Peter Helmberger 
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Es ist immer wieder erstaunlich, wie selbst in zentralen The-
menbereichen der Geschichtswissenschaft bestimmte Aspekte, 
und oftmals keineswegs unbedeutende, jahrzehntelang weit-
gehend ausgespart bleiben. Im Fall der Forschung zum Ersten
Weltkrieg gilt das etwa für die „Ostfront“, die erst in letzter 
Zeit wieder stärker untersucht worden ist, und auch im histori-
schen Gedächtnis seit jeher weniger präsent war als der Krieg
im Westen. [1] Zumindest für die deutsche Geschichtswissen-
schaft gilt Ähnliches für die Rolle Italiens, sowohl bei der Vor-
geschichte als auch im Verlauf des Ersten Weltkriegs. Dabei
hat der deutsch-italienisch-österreichische Dreibund, wie in-
zwischen gezeigt wurde, keineswegs eine marginale Bedeu-
tung für die internationalen Beziehungen der Vorkriegsjahre 
gehabt. [2] Zudem muss der Erste Weltkrieg gerade für Italien 
als einer der großen Einschnitte gelten, der zwar den Sieg und
in gewisser Weise die Vollendung der nationalen Einigung 
brachte, aber gleichzeitig den Keim für die Entwicklung des

ersten jener Regime legte, die Europa und die Welt schließlich in einen zweiten Weltkrieg stürzten. 
Der von Johannes Hürter und Gian Enrico Rusconi herausgegebene Band über den italienischen 

Kriegseintritt geht auf eine Tagung zurück, die im Mai 2005 aus Anlass des 90. Jahrestags des Inter-
vento in Trient stattfand, und an der sowohl deutsche als auch italienische und österreichische Histo-
riker teilnahmen. In drei Schritten wird, von der Makro- zur Mikroebene, zunächst der allgemeinen 
historischen Bedeutung des 23. Mai 1915, den militärischen Kalkülen in der italienischen Armee vor 
und während des Kriegseintritts sowie den Mentalitäten und Wahrnehmungen der italienischen und 
österreichischen Bevölkerungsteilen im Trentino bzw. Südtirol während des Krieges nachgegangen.  

Nah und fern zugleich stehen sich die beiden allgemeinen Interpretationen von Gian Enrico Rusconi 
und Holger Afflerbach, die den Band einleiten. Beide betonen, dass der Kriegseintritt auf der Seite 
der Tripelentente von einer schmalen Gruppe italienischer Politiker, darunter auch König Vittorio 
Emanuele, forciert und durchgesetzt worden ist. Sie agierten im Namen einer nationalen Bewegung 
zur Befreiung italienischer Gebiete, die es so gar nicht gab. Die italienische Bevölkerung stand dem 
Kriegseintritt unter dem Banner des Irridentismus vielmehr überwiegend indifferent bzw. skeptisch 
gegenüber. Dieser Befund bringt es mit sich, dass Rusconi wie Afflerbach den Kriegseintritt mit-
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nichten als zwangsläufig ansehen. Andere, keineswegs ausgeschlossene innenpolitische Umstände 
hätten zu einer anderen italienischen Politik führen können. Zwar, so etwa Holger Afflerbachs Argu-
mentation, „wäre es naiv“ (55) bestimmte italienische (oder österreichische) Vorbehalte gegen den 
Dreibund sowie reale politische Spannungen innerhalb der Allianz zu ignorieren, dennoch: „Der Inter-
vento war von bestimmten innenpolitischen Konstellationen abhängig, und es hätte leicht anders kom-
men können.“ (55)  

Die Differenz der beiden Interpretationen ergibt sich aus dem weiteren Bezugsrahmen, vor dessen 
Hintergrund diese Ergebnisse jeweils gedeutet werden. Während Rusconi das Kalkül der italieni-
schen Regierung als zeitgenössisch „normales“ Interessen- und Prestigedenken charakterisiert, das 
vor 1914 weit verbreiteten außenpolitischen Politikvorstellungen und Machtkalkülen entsprach, ent-
kleidet Afflerbach die Entscheidungen der italienischen Politiker jeder vermeintlichen „Normalität“ 
und Rationalität. Er liest die italienischen Schritte in den Krieg vielmehr vor dem Hintergrund eines 
Konfliktes, der jede bis dahin bekannte Dimension sprengte. „Normale“ außenpolitische Berechnung 
schlug angesichts einer Auseinandersetzung, deren Folgen nicht abzusehen waren, um in einen, wie 
Afflerbach schreibt, nicht zu relativierenden oder bagatellisierenden „Akt des Wahnsinns“. (67f.) Es ist 
diese auch bei den Kriegsentscheidungen der anderen Mächten zu beschreibende Grenze zwischen 
politischer Ratio und einem dezisionistisch anmutenden Schritt in einen Krieg, dessen verheerendes 
Potential durchaus zu erkennen und nicht wenigen Zeitgenossen auch bewusst war, das die in dem 
Band dokumentierte Kontroverse zwischen Rusconi und Afflerbach so interessant macht.  

Angesichts dieser divergierenden Interpretationsangebote, die über den italienischen Fall hinaus 
grundlegende Fragen der Kriegsentscheidungen von 1914/15 aufwerfen, verblassen die anderen Bei-
träge des Bandes ein wenig. Nichtsdestotrotz halten auch sie so manche interessante Einsicht parat. 
So zeigt Nicola Labanca in einem als Forschungsüberblick zur italienischen Militärgeschichte des 
Ersten Weltkriegs gestalteten Beitrag das ganze Ausmaß der Fehleinschätzungen, mit denen die italie-
nische Armeeführung ihre Truppen im Frühjahr 1915 ins Feld schickte, und die mit zu den schweren 
italienischen Niederlagen zu Beginn des Krieges und zur Erstarrung der Front auch auf diesem 
Kriegsschauplatz führten. Realistischere Einschätzungen wie zum Beispiel die des italienischen Mili-
tärattachés in Berlin, Luigi Bongiovanni, die Holger Afflerbach in einem zweiten von ihm verfassten 
Beitrag untersucht, verpufften in Rom aber offenbar ohne größere Wirkung.  

Differenzierungen bieten die beiden abschließenden Beiträge zur Kriegsgesellschaft im Trentino 
bzw. in Südtirol. Während Vincenzo Calì das durchaus heterogene Lager der italienischen bzw. ita-
lienischsprachigen Interventionalisten untersucht, widmet sich Oswald Überegger den Stimmungen 
und Kriegswahrnehmungen in Tirol. Im Anschluss an die Relativierungen, die vor allem für Deutsch-
land das Bild von der euphorischen Stimmung des „Augusterlebnisses“ erfahren hat, geht er auch für 
Tirol von von Anfang an zwiespältigen Haltungen zum Krieg aus. „Unabhängig von der Vielfalt in-
dividueller Kriegsdeutungen“ scheint ihm dabei „die in weiten Teilen der Bevölkerung herrschende 
große Unsicherheit“ die „Stimmungs- und Gefühlslagen am unmittelbarsten zu reflektieren.“ (119) 
Auf der anderen Seite verstärkte der Krieg aber auch in Tirol bzw. im Trentino jene „Sozialisierung 
der Gewalt“, die schon vor 1914 zu beobachten ist, und die nach 1915 die „allgemeine Gewaltbereit-
schaft“ in den sich immer „kontroverser darstellenden nationalen und sozialen Auseinandersetzungen“ 
weiter steigerte. (130)  

Man muss Holger Afflerbachs Feststellung, wonach der italienische Kriegseintritt „eines der zentra-
len politischen Ereignisse des 20. Jahrhunderts“ (53) gewesen sei, nicht in seiner ganzen Vehemenz 
übernehmen. Nicht nur muss offen bleiben, ob die Mittelmächte ohne die italienische Kriegsteil-
nahme die Niederlage, wie Afflerbach es nahe legt, hätten vermeiden können. Auch ist die „Soziali-
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sierung der Gewalt“ mit und nach dem Ersten Weltkrieg in ganz Europa nicht ursächlich mit der ita-
lienischen Entwicklung verbunden, auch wenn sie dort mit dem Faschismus früh zu autoritären und 
teilweise totalitären politischen Strukturen führte. Doch nicht nur angesichts der in diesem Sammel-
band präsentierten Ergebnisse täte die internationale Forschung sicher gut daran, den Kriegseintritt 
vom Mai 1915 stärker als bisher als europäisches Ereignis wahrzunehmen, das wegen seiner außen-
politischen Bezüge wie seiner gesellschaftlichen Folgen für das Schicksal des gesamten Kontinents 
mit entscheidend geworden ist.  

 
Anmerkungen:  
[1] Z.B. Gerhard P. Groß (Hg.): Die vergessene Front: Der Osten 1914/15. Ereignis, Wirkung, Nach-

wirkung, Paderborn u.a. 2006.  
[2] Holger Afflerbach: Der Dreibund. Europäische Großmacht- und Allianzpolitik vor dem Ersten 

Weltkrieg (= Veröffentlichungen der Kommission für neuere Geschichte Österreichs; Bd. 92), 
Wien u.a. 2002.  

 
Redaktionelle Betreuung: Andreas Fahrmeir 
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Der 10. Juli 2008 war für Italien ein wichtiger Tag. Die römi-
sche Abgeordnetenkammer verabschiedete den „Lodo Alfano“,
ein Gesetz, das die vier höchsten Ämter des Staates vor ge-
richtlicher Verfolgung schützt. Ein Immunitätsschirm für den
erleichterten Premier Berlusconi, der unmittelbar vor seinen
nächsten Prozessterminen stand, zugleich aber auch ein mas-
siver, von Verfassungsjuristen kritisierter Verstoß gegen die 
Rechtsgleichheit aller Staatsbürger. Am selben Tag verurteilte 
das europäische Parlament mit breiter Mehrheit eine Norm
aus einem Gesetzeswerk zur inneren Sicherheit Italiens. Dem-
nach sollten Kinder und Minderjährige der Minderheit der 
Roma durch Fingerabdrücke polizeilich erfasst werden, eine
Diskriminierung, die das EU-Parlament mit großer Mehrheit 
als unerträglich verurteilte.  

Beide auch europarelevanten Weichenstellungen der italie-
nischen Innenpolitik blieben in deutschen Medien weitgehend 
unbeachtet. Große Blätter wie SZ und Welt berichteten über-
haupt nicht, in der FAZ brachte es die Nachricht immerhin zu
einem Dreispalter der internationalen Politik. Die serbische
Frage, die französische EU-Ratspräsidentschaft, erst recht die

deutschen Geiseln in der Türkei beherrschten die außenpolitische Berichterstattung, nicht aber die 
rapide Veränderung der innenpolitischen Situation Italiens. Auch die Nachricht, dass die italienische 
Staatsverschuldung inzwischen mit 1.661 Milliarden € einen tristen Europarekord erreicht hatte, 
wurde in Deutschland kaum registriert. Umgekehrt ist die mediale Gleichgültigkeit in Italien noch 
markanter: Die deutsche Politik findet kaum Interesse, über die cancelliera Merkel hinaus sind die 
Namen von Kurt Beck, Frank- Walter Steinmeier oder Wolfgang Schäuble nur wenigen Italienern 
geläufig. 

Im Hinblick auf solche eher beiläufigen Beobachtungen ist der kompakte, bilaterale Blick auf den 
jüngsten Stand der Beziehungsgeschichte zwischen Deutschland und Italien von hoher Aktualität. 
Die Herausgeber markieren denn auch in ihrer Einschätzung des bilateralen Verhältnisses völlig unter-
schiedliche Positionen. Gian Enrico Rusconi, Direktor des italienisch-deutschen Geschichtsinstituts 
in Trient, schlägt den Grundakkord einer „schleichenden Entfremdung“ nicht nur emphatisch an, 
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sondern spitzt die These überdies pointiert zu: Italien werde von den Deutschen und ihren politi-
schen Vertretern zwar klischeehaft als Europas Kultur- und Lifestylegenie geliebt, aber als politi-
scher Akteur insgeheim verachtet. Die Komplexität seiner politischen Kräfte, Verhältnisse und Strate-
gien gelte als zu unübersichtlich und ineffizient, weshalb sie absichtsvoll ignoriert würde. Bis zum 
Fall der Mauer und der späten Ära Kohl sei dies – so Rusconi – völlig anders gewesen: Die Achse 
Adenauer-De Gasperi habe ebenso wie Andreotti zu den Impulsgebern der Europäischen Gemein-
schaft gezählt, die ja schließlich in Rom gegründet worden sei. Seit dem Mauerfall und der deut-
schen Wiedervereinigung aber hätten sich die Gewichte verschoben, Italien sei in Deutschland nur 
mehr ein Randthema. Hans Woller, zweiter Hauptmentor des Bandes, widerspricht seinem Mither-
ausgeber vehement und mit guten Argumenten: Die Erzählung von einer festgefügten Entente cordiale 
zwischen Deutschland und Italien vor 1989 sei selbst ideologisch besetzt, man denke nur an das Des-
interesse der Ära Schmidt. Das Verhältnis sei überdies von der Hypothek der deutschen Besetzung 
1943–45 belastet geblieben. Die aktuellen Beziehungen seien von unaufgeregter Normalität be-
stimmt, aber eine gute Grundlage für einen intensiven Austausch auf subpolitischer Ebene.  

Die konträren Positionen bilden den Ausgangspunkt einer fruchtbaren, aber auch heterogenen Be-
standsaufnahme. Die Bewertungen des politischen Klimas zwischen den Staaten werden Journalisten 
und kulturpolitisch versierten Beobachtern überlassen. Stefan Ulrich, Henning Klüver oder Angelo 
Bolaffi liefern ein kenntnisreiches, von feuilletonistischen Pointen durchsetztes Panorama, das die 
Rusconi-These weitgehend bestätigt. Die bilateralen Beziehungen seien auf Regierungs- und Politik-
ebene zwar friktionsfrei, aber auch spannungsarm und von geringem Interesse an gemeinsamen Pro-
jekten bestimmt. In einer europäisch und multilateral perspektivierten Politik hätten sich beide Staaten 
voneinander abgewandt, sodass für Deutschland die Beziehung etwa zu Russland von weit größerem, 
auch vitalem Interesse sei. Italien sei hingegen im Vexierspiegel seiner innenpolitischen Umbrüche 
und Dauerkrisen gefangen und als außenpolitischer Akteur von begrenzter Handlungsfähigkeit und 
mäßigem Gewicht.  

Auf ökonomischem, erst recht auf wissenschaftlichem Feld lässt sich die Klage über ein Ausein-
anderdriften dagegen keineswegs verifizieren. Rolf Petri unterstreicht eindrucksvoll die Dichte der 
Handelsbeziehungen, zumal zwischen Makroregionen wie Bayern oder Baden-Württemberg und 
dem italienischen Norden, wiewohl sich die jeweiligen Direktinvestitionen in klaren Grenzen hiel-
ten. Auch die Innovations- und Forschungsschwäche der italienischen Wirtschaft unterscheide sie 
wesentlich von der deutschen Situation. Die gut belegten Hinweise von Elena Agazzi zur wissen-
schaftlichen Kooperation im Bereich Germanistik, von Ulrike Stepp zur befruchtenden Austausch-
wirkung von Erasmus-Programmen oder die Beobachtungen von Susanne Höhn belegen eindrucks-
voll ein nachhaltiges, neuerdings wachsendes Interesse, an dem die deutsche Wissenschaftsförde-
rung und die über die Goethe-Institute aktivierte Kulturpolitik maßgeblichen Anteil haben.  

Ein Glanzpunkt ist die historische Italienforschung, die in kurzer Zeit einen spektakulären Quanten-
sprung vollzogen hat: Der noch um 1990 ziemlich einsamen Speerspitze von Italienkennern um Jens 
Petersen, Christof Dipper, Hans Woller, Wolfgang Schieder oder Rudolf Lill ist eine breite Kohorte 
exzellenter Kenner italienischer Geschichte nachgefolgt, die sich in die Neuere Geschichte, in die 
Zeit- und Gegenwartsgeschichte, aber auch in die Kulturgeschichte Italiens dynamisch und innovativ 
eingearbeitet hat. Diesem verjüngten Kader, den Mitherausgeber Thomas Schlemmer trefflich reprä-
sentiert, steht freilich kein annähernd kompakter Pool italienischer Deutschlandhistoriker gegenüber 
– sieht man vom souveränen, transnationalen Blick eines Gustavo Corni oder Brunello Mantelli ein-
mal ab. Die gut aufgestellte deutsche Wissenschaftsförderung im Hinblick auf Italien findet kein 
Pendant adäquat geförderter italienischer Deutschlandforschung. Auch auf dem Feld der Übersetzung 
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historischer Arbeiten herrscht Asymmetrie, wie Lutz Klinkhammer und Gustavo Corni eindringlich 
belegen: Werden Arbeiten deutscher Historiker relativ häufig ins Italienische übersetzt, so sind deut-
sche Fassungen großer Leistungen der italienischen Historiografie, erst recht eine breite Rezeption 
weitestgehend inexistent: Eine deutsche Version der Pionierarbeiten von Nicola Tranfaglia, Giuseppe 
Galasso oder Enzo Collotti wird man in deutschen Verlagsprogrammen vergeblich suchen; auch die 
zahlreichen Forschungsarbeiten italienischer Historiker zur deutschen Geschichte werden nördlich 
des Brenners weitgehend ignoriert. Dass sich auf den Feldern der Geisteswissenschaften Entfrem-
dung eingestellt hätte, ist als Hypothese mithin entschieden zu verwerfen; die „kommunikative Ver-
dichtung“ (Th. Schlemmer), die sich etwa in der von Christof Dipper geleiteten „Arbeitsgemein-
schaft für die Neueste Geschichte Italiens“ manifestiert, ist ebenso eindrucksvoll wie erfreulich.  

Wenn man das Unbehagen von Herausgeber Rusconi dennoch ernst nimmt, so aus anderen als 
den von ihm angeführten Gründen. Zwischen Deutschland und Italien herrscht keine „schleichende 
Entfremdung“, sondern eine selektive Wahrnehmung, in der ständig intensivierte und enge Bezie-
hungen von persistenten Feldern des Nichtwissens und der Stereotype flankiert sind, jene „kritische 
Distanziertheit“, auf die Susanne Höhn im Anschluss an Wolfgang Rudzio verweist.  

Auch in Zeiten starker gegenseitiger Affektion zwischen 1960 und 1990 beherrschten Klischees 
die gegenseitige Wahrnehmung, von einer aufmerksamen und unverzerrten Perzeption auf breiter 
Ebene waren beide Gesellschaften weit entfernt. Auch vermag die politische Indifferenz von deut-
scher Seite kaum zu erstaunen: Wenn heute selbst Italiener nicht mehr in der Lage sind, den abgeho-
benen Windungen der italienischen Innenpolitik oder den dramatischen Brüchen von Wirtschaft und 
Gesellschaft zu folgen, ist dies von Deutschen erst recht nicht mehr zu erwarten. Umgekehrt sind 
auch die Verhältnisse der vergrößerten Bundesrepublik so komplex geworden, dass sie über den ohne-
hin schwach ausgeprägten medialen Fokus Italiens nicht mehr erfasst werden können. Die beiderseits 
gewachsene innenpolitische Komplexität, die Multilateralisierung der Außenpolitik und die Globali-
sierung aller Handlungsfelder hat die wechselseitige Aufmerksamkeit zerstreut, gebrochen und auf 
bestimmte Felder hin fokussiert.  

Dies ist in zweierlei Hinsicht bedenklich: Zum einen ist der Aufbau eines europäischen Bewusst-
seins nicht möglich, wenn nicht zumindest Grundzüge und Entwicklungsmuster kerneuropäischer 
Staaten wechselseitig mit einiger Kontinuität wahrgenommen werden. Zum zweiten ist es ein Faktum, 
dass nicht nur in Deutschland, sondern weithin in Europa die Dramatik und die akute Zuspitzung der 
italienischen Lage völlig verkannt werden. Die Handlungsschwäche der politischen Klasse, die Fülle 
an versäumten Reformen, der Abgrund an fehlender Rechtsstaatlichkeit und Infrastrukturmängeln 
sowie der verheerende, jüngst abrupt verschlechterte Zustand der Wirtschaft und Einkommenslage 
großer Bevölkerungsgruppen sind die Vorzeichen einer raschen Implosion; die lange Zeit gepriese-
nen „Selbstheilungskräfte einer krisenerfahrenen Demokratie“ (H. Woller) sind erschöpft.  

Höchste Zeit daher für eine eingehende Bestandsaufnahme und Analyse der italienischen Ent-
wicklung seit 1989 und den umfassenden, komparativen und kontrastiven Blick auf die deutsche Situa-
tion. Der vorliegende Band ist zwar ein informatives Gespräch unter Freunden mit einigen polemi-
schen Spitzen, aber noch nicht jene schonungslose, gleichwohl notwendige Bilanz der jüngsten Ent-
wicklung und Beziehungsgeschichte, die bald schon als vordringlich erkannt werden wird. Diesem 
Vorhaben sollten sich die Herausgeber stellen, eine breite Öffentlichkeit beider Länder würde einen 
solchen Ansatz dankbar registrieren.  
 
Redaktionelle Betreuung: Peter Helmberger 
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Die Umwälzung, die in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ)
und DDR die Agrarwirtschaft und ländliche Gesellschaft mit 
ihren dörflichen Alltagswelten tiefgreifend veränderte, ist seit 
den Neunziger Jahren auf der Grundlage vorangegangener 
Studien und der nunmehr zugänglichen Archivalien umfas-
send untersucht worden. Allerdings hat sich die Forschung auf 
die Folgen von Bodenreform und Kollektivierung konzentriert, 
während der Übergang zu agro-industriellen Produktionskom-
plexen zumindest in der Historiographie bislang kaum Beach-
tung gefunden hat. Überdies ist in zahlreichen Studien vor 
allem das Verhältnis zwischen der Agrarpolitik des SED-
Regimes einerseits und den sozialen und wirtschaftlichen
Umbrüchen andererseits detailliert konturiert und analysiert
worden. Demgegenüber ist der Einfluss sowjetischer Einrich-
tungen auf die politischen Interventionen der Ost-Berliner 
Machthaber in den Agrarsektor bislang kaum bekannt. Elke 
Scherstjanois verdienstvolle Studie, die auf langjährige Vor-

arbeiten der Autorin und ihrer Auswertung umfassender Bestände deutscher und russischer Archive 
basiert, schließt damit eine Forschungslücke. Dabei schränkt Scherstjanoi zugleich das allgemeine 
Konzept der „Sowjetisierung“ ein, so dass ihr Buch auch über die agrarhistorische Forschung hinaus 
Aufmerksamkeit finden sollte. 

Mit den Jahren von 1949 bis 1953 wird ein Zeitraum untersucht, in dem sich im Agrarsektor der 
SBZ und frühen DDR die Verstaatlichung beschleunigte und schließlich auch die Kollektivierung 
einsetzte. Nachdem die bereits im September 1945 angeordnete Bodenreform eine weitreichende 
Umverteilung des Landes der Gutsbesitzer und der (tatsächlichen oder vermeintlichen) Kriegsver-
brecher herbeigeführt hatte, unterstellte die SED-Führung 1948/49 die Maschinen-Ausleihstationen 
(MAS) ihrer Lenkung und Kontrolle. Zudem ging sie zunehmend gegen die „Großbauern“ vor, die 
vor allem aus den Leitungen der ländlichen Genossenschaften und der neuen Vereinigungen der gegen-
seitigen Bauernhilfe (VdgB) gedrängt werden sollten. Obgleich Scherstjanoi durchaus die Prägekraft 
des stalinistischen Politikmusters in Rechnung stellt, das den Kampf gegen die „Kulaken“ auch im 
ostdeutschen Staatssozialismus bestimmte, hebt sie bereits im ersten Kapitel die weitgehend pragmati-
sche Orientierung und Flexibilität der Politik heraus, die führende Funktionäre der SED und Offiziere 
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der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland (SMAD) vertraten. Zudem habe die Besat-
zungsverwaltung der UdSSR die Agrarpolitik in der SBZ und DDR allenfalls indirekt beeinflusst. 
Nicht zuletzt sei es der Führung der zur Staatspartei mutierenden SED gelungen, gegenüber der 
SMAD trotz des grundsätzlich asymmetrischen Verhältnisses eine erhebliche Autonomie zu bewah-
ren. Damit könne insgesamt allenfalls eine Angleichung an die sowjetische Politik als Muster der 
Problemlösung festgestellt werden.  

Zweifellos sollte die Option einer gesamtdeutschen Politik aus der Sicht der sowjetischen Partei- 
und Staatsführung ebenso wenig verstellt werden wie der Weg zu einem Friedensvertrag mit den 
Westalliierten. In einem Gespräch, zu dem Stalin die Spitzenfunktionäre der SED im Dezember 
1948 in den Moskauer Kreml bestellte, lehnte der sowjetische Diktator deshalb eine umfassende 
Enteignung von Bauern und die Bildung landwirtschaftlicher Kollektivbetriebe scharf ab. Verbun-
den mit dem von Scherstjanoi zu Recht betonten Primat der Produktionssteigerung und der heraus-
gestellten Unterstützung, die Klein- und Mittelbauern bis 1952 gewährt wurde, verstärkte sich 
1948/49 die zentralstaatliche Kontrolle. In ihr war aber – entgegen der Interpretation der Verfasserin 
– ein Übergang zu kollektivwirtschaftlichen Produktionsformen im Agrarsektor zumindest angelegt. 
So kann die 1949 angeordnete Bildung von Dorfgenossenschaften nicht vorrangig auf „ökonomische 
Ursachen“ (151) zurückgeführt werden. Wie die Autorin selber betont, löste die wachsende Zahl der 
Rückgaben landwirtschaftlicher Betriebe und die zunehmende Aufgabe von Land in der 1949 gebilde-
ten Sowjetischen Kontrollkommission (SKK) zwar Besorgnis aus; die Repräsentanten der Behörde 
sahen darin aber „noch keine bedrohliche Entwicklung“ (148), welche die sukzessive Verdrängung 
der Privatbauern gerechtfertigt hätte. Unmittelbar einleuchtend und gut fundiert ist aber die Analyse 
der Zielkonflikte in dem im Dezember 1949 erlassenen Landarbeiterschutzgesetz, die sich in heftigen 
Auseinandersetzungen zwischen der SMAD und der SED-Führung bei der Vorbereitung des Entwurfes 
widerspiegelten. Insgesamt wird der Befund, dass sich „Sowjetisierung“ in den späten Vierziger Jahren 
keineswegs linear, sondern allenfalls indirekt und als asymmetrische Interaktion zwischen den Funk-
tionären der ostdeutschen Staatspartei und der SMAD bzw. SKK im vorgegebenen Rahmen sowjeti-
scher Initiativen und Kontrolle vollzog, die weitere Forschung zweifellos anregen.  

Wie im dritten Kapitel des Buches herausgearbeitet wird, nahmen in den frühen Fünfziger Jahren 
die Reibungen in der Landwirtschaftspolitik deutlich zu. Im Geflecht der sowjetischen und deut-
schen Behörden blieb die Koordination der Produktionsplanung und Preisgestaltung unzureichend. 
Wie Scherstjanoi zeigt, führte die politische Auseinandersetzung mit der Bundesrepublik im Ost-
West-Konflikt einen Wettstreit um die Versorgung mit Lebensmitteln herbei. 1951 trieb die SED-
Führung – weitgehend ungebremst von der SKK – den Ausbau der Viehwirtschaft voran. Im Gegen-
satz zur Deutung Scherstjanois war der Übergang zur Hektarveranlagung, der vor allem „Großbauern“ 
benachteiligte, aber nicht nur ökonomischen und außenpolitischen Zwängen geschuldet. Vielmehr 
wird von der politisch-ideologischen Grundierung dieser Politik gegen eine Gruppe nicht abgesehen 
werden können, deren Definition – wie Scherstjanoi selber darlegt (233f.) – von der Agrarkonzeption 
Lenins geprägt und von Stalin in den späten Zwanziger und frühen Dreißiger Jahren zugleich aus-
geweitet, flexibilisiert und radikalisiert worden war. Die zunehmende Konzentration auf die Tierhal-
tung erzwang zwar wiederholt Preiskorrekturen, deren Auswirkungen auf die bäuerlichen Einkommen 
die SKK gravierend unterschätzte. Jedoch entsprach die Erhöhung der Abgaben in der Viehwirt-
schaft durchaus den wirtschaftlichen Interessen der Sowjetunion. So kann die Zustimmung der sowjeti-
schen Kontrollbehörde, die der SED-Führung ebenso wie bei dem in den Dörfern weithin abgelehnten 
Zusammenschluss von VdgB und Genossenschaften 1950 die Rolle der treibenden Kraft überließ, 
weniger verwundern, als Scherstjanoi andeutet (421).  
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Überzeugender ist demgegenüber die Argumentation, dass beim Ausbau der staatlichen Agrar- 
betriebe – MAS und Volkseigene Güter – sowjetische Methoden zunächst vorsichtig erprobt und  
selektiv übernommen wurden. Zudem schrumpfte der privatbäuerliche Sektor in der Landwirtschaft 
keineswegs abrupt und erheblich. Andererseits sollte die wachsende Abhängigkeit der Landwirte 
von den Produktionsmitteln nicht unterschätzt werden, die zunehmend in der Hand staatlicher Insti-
tutionen waren, vor allem der MAS und der neuen Universalgenossenschaften. Das Argument, dass 
der Bauer „nie frei in der Wahl seiner Genossenschaft“ (313) gewesen sei und „nirgendwo in der 
modernen Zeit unabhängig produzieren konnte und kann“ (423), blendet die Spezifik der Landwirt-
schaftspolitik aus, die das SED-Regime und die SKK – wenngleich keineswegs durchweg gleich ge-
richtet – in den frühen Fünfziger Jahren in der DDR durchsetzten.  

Auch der Übergang zur Kollektivierung der Landwirtschaft wird in dem Buch neu interpretiert. 
Nach Scherstjanois Analyse beschlossen die führenden SED-Funktionäre nicht bereits auf ihrer  
2. Parteikonferenz im Juli 1952 – nach vorheriger Anweisung von Stalin und dem intensiven Studium 
von Musterbetrieben in den anderen „Volksdemokratien“ – die Auflösung der Mehrsektorenwirt-
schaft zugunsten von Kollektivbetrieben; vielmehr sei diese Entscheidung erst auf der 10. Tagung 
des Zentralkomitees (ZK) im November 1952 gefasst worden, aber ohne Einflussnahme der KPdSU 
und SKK. Der Übergang zur durchgreifenden Kollektivierung wird dabei einerseits auf die Rück-
nahme sowjetischer Wirtschaftshilfen und die daraus resultierende Belastung des Haushaltes der 
DDR und andererseits auf die Entschlossenheit der SED-Führung zurückgeführt, die gesellschaftliche 
Umwälzung mit massiven Stützungsleistungen für die neuen Landwirtschaftlichen Produktions- 
genossenschaften voranzutreiben. Diese Kollektivbetriebe waren aber schon seit Sommer 1952 ge-
gründet worden. Insofern war die grundsätzliche Weichenstellung auf der 2. Parteikonferenz vollzogen 
worden. Zutreffend hebt Scherstjanoi aber die kaum zu kontrollierende Dynamik der Landwirt-
schaftspolitik in der schwierigen Abstimmung von Interessen und Zielen der deutschen und sowjeti-
schen Akteure im Anschluss an diese Richtungsentscheidung hervor. Der Beschluss der 10. ZK-
Tagung, mit der die eskalierende ökonomische und politische Krise beigelegt und die zunehmende 
Unruhe auf dem Lande eingedämmt werden sollte, belegt deshalb die Entschlossenheit der Partei-
führung, den politischen Durchbruch zur Kollektivwirtschaft herbeizuführen. Der Stellenwert der 
Tagung wird deshalb in der Geschichtsschreibung deutlich aufzuwerten sein, vor allem im Hinblick 
auf den Aufstand vom Juni 1953, der die Herrschaftsordnung auch auf dem Lande nachhaltig er-
schütterte.  

Insgesamt zeichnet sich Elke Scherstjanois beeindruckende Studie durch die akribische Rekon-
struktion agrarpolitischer Entscheidungen in der komplexen und spannungsreichen Abstimmung 
zwischen deutschen und sowjetischen Stellen aus. Allerdings konzentriert sich die empirische Ana-
lyse weitgehend auf die SED-Führung und die Sowjetische Militäradministration bzw. Kontroll-
kommission, während die Aktenlage offenbar keine neuen Befunde zur Abstimmung zwischen den 
Machthabern in Moskau und den sowjetischen Behörden in der SBZ und DDR erlaubt hat. Demgegen-
über tritt die Erkenntnis, dass die politischen Ziele, Strategien und Entscheidungen in der Agrarpolitik 
sowjetischer und deutscher Stellen nur mangelhaft koordiniert und parallel festgelegt wurden, deut-
lich hervor. Deshalb überzeugt Scherstjanois Interpretation, dass von einem einfachen Transfer eines 
(ohnehin nicht uniformen) sowjetischen „Modells“ in die SBZ bzw. DDR nicht gesprochen werden 
kann. In dem Bemühen, das Konzept der „Sowjetisierung“ auf bloße „Kontrolle“ und die Bereitstel-
lung von „Problemlösungsmustern“ (599, in Anlehnung an Jarausch und Siegrist) einzuschränken, 
wird der Stellenwert der UdSSR als Bezugsgröße, der die Entscheidungen zumindest mittelbar be-
einflusste, allerdings unterschätzt. Damit verknüpft, führt Scherstjanoi die Entscheidungen, den Staats-
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sektor in der Landwirtschaft auszuweiten und die Kollektivierung herbeizuführen, weitgehend auf 
pragmatische Motive – vor allem das Ziel der Produktionssteigerung – und Fehleinschätzungen der 
sowjetischen und deutschen Entscheidungsträger zurück. Demgegenüber tritt der ideologisch ge-
prägte (aber keineswegs bestimmte) Handlungs- und Erwartungshorizont agrarpolitischer Akteure zu 
deutlich zurück.  

Die konstruktive Debatte über die Gewichtung dieser Motive und Ziele wird zweifellos weiterzu-
führen sein. Elke Scherstjanoi hat dazu maßgeblich beigetragen. Ihre gewichtige Studie verdient 
nicht nur Respekt, sondern auch eine intensive Auseinandersetzung.  
 
Redaktionelle Betreuung: Peter Helmberger 
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Da war es wieder, das Heym’sche Diktum von der DDR als 
„Fußnote der Weltgeschichte“. Und – wie war es anders zu er-
warten? – fast reflexartig begannen die Diskussionsmühlen 
der deutschen Historikerzunft sich um die Frage zu drehen,
wie denn die DDR-Geschichte einzuordnen sei in die Darstel-
lung der deutschen Nachkriegsgeschichte insgesamt. Diesmal 
hatte Hans-Ulrich Wehler in der Einleitung seines fünften 
Bandes der Gesellschaftsgeschichte den Anstoß dazu gegeben: 
Da die kurzlebige Existenz der DDR „in jeder Hinsicht in eine 
Sackgasse geführt“ habe, werde ihrer Geschichte „keine gleich-
wertige Behandlung mit der Bundesrepublik eingeräumt“, 
sondern diese stattdessen „als Kontrast und zum Vergleich her-
angezogen.“ [1]  
Im „Lesesaal“ der Frankfurter Allgemeinen Zeitung äußerten
sich 13 ausgewiesene Expertinnen und Experten zu der von den
Herausgebern vorgegebenen Frage „Modell Bundesrepublik –

Fußnote DDR?“ [2] Die Beiträge repräsentieren damit in besonderer Weise, was die „Zunft“ zum 
Thema beizutragen hat. Auf der einen Seite ist das nicht wenig, zeigt sich doch eine tiefe Durchdrin-
gung des Problems, eine ganze Palette von Argumenten pro und kontra verschiedene Zugänge und – 
hoch erfreulich! – eine Argumentationskultur, die bis auf wenige Ausnahmen von (geschichts-)politi-
schen Verzerrungen frei ist. Diese Bilanz geballter Gelehrsamkeit kann sich sehen lassen. 

Warum auf der anderen Seite dennoch ein schales Gefühl bleibt, ist leicht zu erklären. Die im 
FAZ-Lesesaal gebotene Zusammenschau deckt eben auch auf, dass es an Metaüberlegungen nicht 
(mehr) mangelt, im Gegenteil: Es bleibt der Eindruck, dass dasselbe Stroh immer wieder gedroschen 
wird. Was stattdessen fehlt, ist eine überzeugende Umsetzung dieser vielfach variiert und in den ver-
schiedensten Kontexten vorgebrachten Ideen und Konzepte. (Fast) 20 Jahre nach der Wiedervereini-
gung bedarf es einer Konzeption, die es erlaubt, deutsch-deutsche Geschichte ebenso reflektiert wie 
auch darstellbar zu „erzählen“ und damit weiterzugeben. Insbesondere deutsch-deutsche Zeit- 
geschichte ist kein Glasperlenspiel der Expertinnen und Experten, sondern muss eben auch Antworten 
geben auf Fragen und Bedürfnisse eines historisch interessierten Publikums, das mehr verdient als 
nur die wichtige, aber nicht hinreichende Metaebene.  

In diese Lücke stößt der im Folgenden vorzustellende Band, der empirische wie auch methodische 
Bausteine zu einer noch fehlenden, aus den Quellen gearbeiteten „ungeteilte[n] Nachkriegsgeschichte 
Deutschlands“ [3] bietet. Herausgegeben von Hermann Wentker und Udo Wengst versammelt die 
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Publikation 15 empirisch tiefgründige und konsequent auf Probleme der deutsch-deutschen Bezie-
hungs- und Wirkungsgeschichte fokussierte Beiträge. Die den Aufsätzen zugrunde liegende Frage-
stellung wird von den beiden Herausgebern klar vorgegeben: „Neben Prozessen des deutsch-
deutschen Austauschs, der beiderseitigen Rivalitäten und der Versuche der wechselseitigen Einfluss-
nahme steht dabei vor allem die Frage nach den Wahrnehmungen von Entwicklungen im jeweils ande-
ren deutschen Staat und deren Auswirkungen auf die verschiedenen Politikfelder und gesellschaft-
lichen Subsysteme in beiden deutschen Staaten im Mittelpunkt.“ (12)  

Mit den parallel betriebenen Reformen des Abtreibungsstrafrechts in Ost und West 1972, dem 
„Sparwasser-Tor“ von 1974 oder dem Strauß’schen Milliardenkredit an die DDR im Jahr 1983 ist 
jedem Beitrag ein zentrales, augenfälliges Ereignis vorangestellt, anhand dessen dann die einzelnen 
Autorinnen und Autoren einen Längsschnitt der deutsch-deutschen Beziehungs- und Perzeptions- 
geschichte für ihren Bereich entwickeln. Der populäre Einstieg ist nicht der einzige Leseanreiz, der 
gegeben wird: Im Inhaltsverzeichnis sind dem Titel jedes Beitrags die Jahreszahlen des Einstiegs- 
ereignisses vorangestellt und die Beiträge chronologisch sortiert, sodass der Gesamtband wie ein 
klassisches „Lesebuch“ durch vier Jahrzehnte deutsch-deutscher Zeitgeschichte genutzt werden 
kann. Dass trotz dieses Kunstgriffs nicht die gesamte Breite deutsch-deutscher Geschichte abgebildet 
wird, ist den Herausgebern gleichwohl bewusst (12).  

Dass und mit welchem Erkenntnisgewinn das auf die Beziehungs-, Perzeptions- und Wirkungs- 
geschichte abzielende Konzept aufgeht, soll im Folgenden zunächst an einem Beispiel gezeigt werden: 
Einer der wirkmächtigsten Klammern der beiden Deutschlands nimmt sich Hermann Wentker in sei-
nem Beitrag zum evangelischen Kirchentag in Leipzig 1954 an. „Seid fröhlich in der Hoffnung“, so 
das durchaus nicht nur eschatologisch gemünzte Motto der dezidiert gesamtdeutsch gestalteten 
Großveranstaltung. Trotz aller schon artikulierten Besorgnis über die Zukunft des politisch getrenn-
ten Deutschlands appellierten prominente Redner in den zentralen Foren an die Christen in Ost und 
West, das Gemeinsame zu bewahren und an der Einheit festzuhalten. Allen gemeinsamen Wurzeln 
zum Trotz entfernten sich ost- und westdeutsche Protestanten in den Folgejahren und -jahrzehnten 
stark voneinander. Neben das Einende traten wechselseitige Entfremdung und Spaltung (66), zu unter-
schiedlich waren die Herausforderungen, denen sich die jeweiligen Protestantismen in den politisch 
so divergierenden Teilstaaten ausgesetzt sahen. Wo die westdeutschen Landeskirchen einem erheb- 
lichen gesellschaftlichen Modernisierungsdruck ausgesetzt waren und deswegen Mitglieder verloren, 
da brachte der machtpolitisch und ideologisch motivierte SED-Kirchenkampf der Volkskirche viel 
stärkere Einbrüche und einen Wandel, der den Angängen durch das politische System Rechnung 
trug. Die so unterschiedlichen Entwicklungen mündeten dann in den 1970er und 1980er Jahren in 
„wechselseitige Wahrnehmungsprobleme“ und einen „gestörten Dialog, dem es oftmals an Offenheit 
mangelte.“ (76) Bestechend klar kann Wentker herausarbeiten, wie die jeweils andere Position in der 
Gesellschaft unterschiedliche Umgangs- und Redeweisen produzierte: Bezüglich der Frage von 
Wehrdienstverweigerung beharrte die protestantische Kirche Ost Mitte der 1960er Jahre auf der Ein-
führung eines nicht militärischen Ersatzdienstes und deklarierte, dass Verweigerer und Bausoldaten 
„ein deutlicheres Zeugnis des gegenwärtigen Friedensgebotes unseres Herrn“ abgäben. Die west-
deutsche EKD changierte hingegen zwischen den Polen Wehr- und Zivildienst, um auf diese Weise 
die von ihr repräsentierten unterschiedlichen Interessengruppen zu integrieren (80f.). Nicht nur in 
dieser Frage, sondern auch in vielen anderen Aspekten entfernten sich die Kirchen voneinander. 
„Auch wenn sich die Kirchen in der Bundesrepublik und in der DDR als Partner betrachteten, die 
durch eine ‚besondere Gemeinschaft‘ verbunden waren, nahmen sie sich gegenseitig doch als Fremde 
wahr“, so Wentkers Resümee.  



 19 sehepunkte – Institut für Zeitgeschichte 

Der Band enthält viele weitere Beiträge, die die Validität des Konzeptes zeigen und demonstrie-
ren, dass selbst auf stark beachteten Feldern neue Einsichten akzentuiert werden können. Dierk 
Hoffmann führt in die Geschichte deutsch-deutscher Spitzentreffen ein, Michael Schwartz vergleicht 
die Reformen des Abtreibungsstrafrechts in Ost und West. Die Ausbürgerung Wolf Biermanns dient 
Johannes Hürter als Aufhänger dazu, die Geschichte von Künstlern und Intellektuellen „zwischen 
den Stühlen“ zu skizzieren. Er schließt damit zeitlich an den Beitrag von Petra Weber an, die das 
„umstrittene kulturelle Erbe und die deutsche Kulturnation“ zum Thema hat. Am Beispiel des Aus-
scheidens Heinrich Lübkes aus dem Bundespräsidentenamt kann Udo Wengst die unterschiedlichen 
Konturen der „Vergangenheitsbewältigung“ in Ost und West sowie ihre Instrumentalisierung im 
Kalten Krieg zeigen. Wie ergiebig der dem Band zugrunde liegende Ansatz ist, belegt vor allem 
auch der Beitrag von Anne Rohstock, die die wechselseitigen Wahrnehmungen und Reaktionen auf 
Veränderungen im Bildungsbereich skizziert.  

Den genannten wie auch den weiteren Beiträgen ist eine starke Verbreitung zu wünschen, nicht 
nur in der scientific community, sondern auch in einer weiteren Leserschaft. Die Voraussetzungen 
dafür sind gut, denn nicht zuletzt besticht der Großteil der Aufsätze dadurch, dass er einen sprachlich 
ansprechenden, im besten Sinne populären Stil mit wissenschaftlichem Tiefgang zu verbinden ver-
steht.  

 
Anmerkungen:  
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Lange Zeit waren Gesamtdarstellungen der Außenpolitik der
Bundesrepublik die Domäne von Politikwissenschaftlern. Nun 
sind aber auch Historiker hinzugekommen. [1] Im vorliegen-
den Fall hat Ulrich Lappenküper im Rahmen der EDG-Reihe 
einen konzentrierten Überblick zum Verlauf und zum For-
schungsstand der Außenpolitik des westdeutschen Teilstaates
vorgelegt. Wer sich in den Archiven der bundesrepublikani-
schen Geschichte in Koblenz, Bonn oder Berlin bewegt, der
wird das ein oder andere Mal auf ein Schildchen mit dem Ver-
fassernamen und einem riesigen Aktenberg dahinter gestoßen
sein. Und mit seiner Geschichte der deutsch-französischen 
Beziehungen unter Adenauer hat Lappenküper ein monumen-
tales Standardwerk zur Frühphase der westdeutschen Außen-
politik vorgelegt. [2] Der Bonner Schule der Geschichts-
schreibung der internationalen Beziehungen entstammend, war 
Lappenküper also prädestiniert für den hier anzuzeigenden
Band, und er hat die Aufgabe bestens gemeistert. Natürlich

macht sich der knapp bemessene Raum (bei übrigens recht hohem Preis gerade für die Hardcover-
ausgabe) bemerkbar, weniger als 500 Titel konnten für die Auswahlbibliografie herangezogen werden. 

Auch im darstellenden Teil ist manch arge Straffung zu konstatieren. Die Rolle der Entspan-
nungspolitik Kennedys für die Wendung Adenauers zum „Gaullisten“ wird zu wenig berücksichtigt, 
der über viele Etappen sich vollziehende Strategiewechsel der USA von „massive retaliation“ zur 
„flexible response“ wird schon für Ende der 1950er Jahre als vollzogen gemeldet, die Probleme der 
Bundesrepublik mit dem Vietnamkrieg werden kaum gestreift. Eine etwas präzisere Klärung hätte 
man sich auch hinsichtlich des staatsrechtlichen Terminus „souverän“ gewünscht. Wann war denn 
nun die Bundesrepublik souverän, 1949, 1955 oder erst 1990?  

Angenehm fällt auf, dass in diesem Lehrbuch die Forschungskontroversen fair, aber nicht ohne 
eigenen Standpunkt skizziert werden und manche Überkorrektur von Erkenntnissen wieder ins rechte 
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Licht gerückt wird, so die angeblich enge Abstimmung der Neuen Ostpolitik mit den westlichen 
Verbündeten. 

  

 

Gibt Lappenküper einen dichten Überblick über die Außenpoli-
tik der Bundesrepublik, so bietet Hermann Wentker eine sehr
detaillierte Studie zu der in Abhängigkeit vom sowjetischen
„Bruderstaat“ formulierten Außenpolitik der DDR. Der Titel 
„Außenpolitik in engen Grenzen“ ist gut gewählt, hatten die 
Akteure der DDR doch über die gesamte Zeit dieses Staates
nur einen sehr begrenzten Handlungsspielraum. Am Anfang
war die DDR ein „vollständig abhängiger Satellitenstaat, der 
in jeder Hinsicht dem Willen der ehemaligen Besatzungs-
macht unterworfen war.“ Sie fungierte als „reines Instrument 
der sowjetischen Deutschlandpolitik.“ (557) In den fünfziger 
Jahren gelang es der DDR dann, zu einem den anderen Ost-
blockstaaten gleichgestellten Staat zu werden, wegen der Ber-
lin-Problematik war sie in gewisser Weise sogar ein besonders 
wichtiger Alliierter der Sowjetunion. Die ursprüngliche – illu-
sorische – Wiedervereinigungspolitik der DDR wurde durch 
den Versuch internationaler Anerkennung im Schatten des bun-

bundesdeutschen Alleinvertretungsanspruches substituiert. Erfolg war dieser Politik erst mit dem 
Grundlagenvertrag im Zeichen der Neuen Ostpolitik Willy Brandts beschieden. In der Folgezeit ver-
suchte die DDR ihren Spielraum in der deutsch-deutschen Politik zu erhalten, was nur teilweise ge-
lang. Der Niedergang der Sowjetunion vergrößerte dann das internationale Gewicht und die Eigen-
ständigkeit der DDR, führte letztlich aber auch zu ihrem Niedergang.  

Manches Thema vermisst man in Wentkers Buch, so etwa die mediale Ausschlachtung des „US-
Imperialismus“ in Vietnam. Die politische Gestaltung der auswärtigen Beziehungen der beiden deut-
schen Teilstaaten scheint nun jedoch relativ gut ausgeleuchtet zu sein. Neben den immer anzubrin-
genden Ergänzungen und Verfeinerungen ist jetzt die Erweiterung dieser Geschichten im Hinblick 
auf die stärkere Einbeziehung von Medien, öffentlicher Meinung, Werthaltungen und politischer 
Kultur geboten.  

Insgesamt sind die beiden Bände mit der dort verarbeiteten, umfangreichen Literatur ein weiterer 
Beleg dafür, dass die „Internationale Geschichte“, wie es neudeutsch heißt, wieder in das Zentrum 
der Geschichtswissenschaft gerückt ist, ja geradezu einen regelrechten Boom erlebt.  
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